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Argentinien: Streit
um Abtreibung
BUENOS AIRES (DT/KNA) In Argenti-
nien hat der künftige Staatschef Alberto
Fernandez in der Debatte über eine Libera-
lisierung von Schwangerschaftsabbrüchen
einen baldigen Vorstoß angekündigt. Er
werde das Thema so schnell wie möglich in
den Kongress einbringen, erklärte der
linksgerichtete Politiker, der im Dezember
nach seinem klarenWahlsieg als Nachfolger
des konservativen Amtsinhabers Mauricio
Macri die Präsidentschaft antreten wird.
„Das ist ein Problem der öffentlichen Ge-
sundheit, das wir lösen müssen“, sagte Fer-
nandez. Kritik gab es von der katholischen
Kirche. „Wenn ich mit Alberto sprechen
könnte, würde ich ihn fragen, ob es das wert
ist, seinMandatmit einemThema zu begin-
nen, das die Argentinier derart spaltet“, er-
klärte der Erzbischof von La Plata, Victor
Manuel Fernandez, am vergangenenDiens-
tag dazu gegenüber der Tageszeitung „La
Nacion“. Ihm missfalle, dass der Kandidat
Fernandez imWahlkampf erklärt habe, dass
dieses Thema keine Priorität oder Dring-
lichkeit besitze und es Zeit zur Analyse
brauche, so Erzbischof Fernandez weiter.
Man solle für die sozialen Rechte streiten
und für ein produktiveres und gerechteres
Land arbeiten. Doch zum Thema Abtrei-
bung vertrete er seine Meinung, auch wenn
er dafür neue Beschimpfungen ernte, sagte
Fernandez. Mitte Juni hatte das Abgeord-
netenhaus einer Gesetzesinitiative für eine
liberale Abtreibungsregelung mit hauch-
dünner Mehrheit zugestimmt. Der konser-
vative Präsident Mauricio Macri hatte zu-
vor den Fraktionszwang seines Regierungs-
bündnisses „Cambiemos“ aufgehoben. An-
schließend hat der Senat den Vorstoß aller-
dings abgelehnt. Gegner und Befürworter
hatten zuvor ihre jeweiligen Lager zu Mas-
sendemonstrationen mobilisiert.

In Argentinien ist seit 1921 wie in vielen
anderen lateinamerikanischen Ländern
eine Abtreibung nach einer Vergewaltigung
oder bei Lebensgefahr der Mutter legal.
Ein Schwangerschaftsabbruch nach der

Fristenregelung, wie sie in vielen europäi-
schen Ländern zulässig, ist in Latein-
amerika nur in Uruguay, Kuba undMexiko-
Stadt erlaubt. Die Debatte in Argentinien
hat nun auch in Chile und Brasilien Frauen-
bewegungen motiviert, ähnliche Kampag-
nen zu starten.

Altersheim weist
Nonne ab
VESOUL (KNA) Ein Altersheim im ost-
französischen Vesoul hat einer Ordens-
schwester einen Platz verweigert wegen
ihres Kopftuchs verweigert. Die Schwester
könne nur im Heim aufgenommen werden,
wenn sie auf das Tragen von Ordensgewand
und Kopftuch verzichte, zitierte der franzö-
sische Sender FranceBleu am Dienstag aus
der Antwort des Altersheims an dieOrdens-
frau. Als Grund habe die Einrichtung die
Sorge um das Wohl aller Bewohner ge-
nannt. Es sei jedoch möglich, ein „dezentes
Kreuz“ zu tragen. Die Ordensschwester, die
knapp ein Jahr auf die Antwort der Einrich-
tung gewartet habe, habe den Platz darauf-
hin abgelehnt. Sie könne sich ein Leben oh-
ne diese Kleidungsstücke nicht vorstellen.

Der Erzbischof von La Plata, Victor
Manuel Fernandez hat an den neuen
linken Präsidenten Alberto Fernandez
appelliert. Foto: KNA

Eine Demonstrantin schwenkt vor einer Straßenbarrikade in Beirut die libanesi-
sche Flagge. Foto: dpa

DieMenschen
sindmüde
Seit Wochen
gehen im Liba-
non die Men-
schen auf die
Straße, um
gegen die
korrupte
Regierung
zu demonstrie-
ren. Die Lage
spitzt sich
immer mehr zu.
Bericht eines
Augenzeugen
VON STEFAN MAIER

B
evor ich am 21. Oktober in den
Libanon aufgebrochen bin, um
als Projektkoordinator des Hilfs-
werks Initiative Christlicher

Orient (ICO) verschiedene geförderte Pro-
jekte zu besuchen, war ich tagelang mit lo-
kalen Partnern in Kontakt, um ein effizien-
tes Besuchsprogramm auf die Beine zu stel-
len. Das sollte mir ermöglichen, in den we-
nigen Tagen meines Aufenthaltes einMaxi-
mum an Projekten in verschiedenen Regio-
nen des Landes zu besuchen. Wie so oft fie-
len meine detaillierten Planungen aber der
sich im Nahen Osten rasch ändernden Situ-
ation zum Opfer. Schon lange hatten lokale
Projektpartner, allen voran Schwester
Mona Corbani vom Orden der Barmherzi-
gen Schwestern von Besançon, die für alle
Sozialprojekte ihres Ordens im Land zu-
ständig ist, auf die sich immer weiter ver-
schlechternde wirtschaftliche Lage und die
mangelnden Zukunftsperspektiven vor al-
lem der jungen Generation hingewiesen
und gemeint, dass dies über kurz oder lang
zu einer sozialen Explosion führen würde.
Genau dies geschah kurz vor meinemAb-

flug Richtung Beirut. Am 17. Oktober hatte
die Ankündigung von neuen Abgaben zur
Explosion des Volkszorns geführt. Der
Tropfen, der das Fass zum Überlaufen
brachte, war vor allem die Ankündigung der
Regierung, eine monatliche Gebühr von 6
US-Dollar pro Person auf die Nutzung von
Kommunikationsdiensten wie WhatsApp
zum Telefonieren zu erheben. Nun hat aber
fast jeder Libanese Verwandte im Ausland,
mit denen er zumeist via WhatsApp gratis
kommuniziert, um die exorbitant hohen
Telefongebühren im Libanon zu umgehen.
Brennende Barrikaden und Straßenblo-

ckaden waren in der Folge sichtbares Zeug-
nis des massiven Protestes gegen die politi-
sche Führung des Landes, der die Ver-
schwendung öffentlicher Gelder und Kor-
ruption vorgeworfen wurde. Die Menschen
sind müde – von den ständigen Stromaus-
fällen, von der maroden Infrastruktur, den
mit Autos und Müll verstopften Straßen,
von den Politikern, denen sie nicht trauen.
Tatsächlich ist das kleine Land am östli-

chen Mittelmeer – mit 10452 Quadratkilo-
metern nur etwas größer als Niederbayern

– in einer denkbar schwierigen Situation.
Die Staatsverschuldung beträgt 86 Milliar-
den US-Dollar, was einer Quote von 150
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
entspricht. Es ist eine der höchsten Schul-
denquoten weltweit. Der Tourismus – frü-
her eine der Haupteinnahmequellen des
Landes – ist aufgrund des schon seit Jahren
tobenden Krieges im großen Nachbarland
Syrien und der instabilen politischen Lage
im Land wie auch in der ganzen Region
weitgehend eingebrochen. Außerdem leidet
das Land schwer unter der vom Syrien-
Konflikt ausgelösten größten Flüchtlings-
krise der jüngeren Geschichte. Geschätzte
1,5 Millionen Flüchtlinge aus dem Nach-
barland stellen die libanesische „Gast-
freundschaft“ auf eine harte Probe.
Währendmeines Aufenthaltes war das öf-

fentliche Leben durch die Massenproteste
praktisch vollständig zum Erliegen gekom-
men. Alle Banken, Schulen und Universitä-
ten sowie viele Geschäfte waren geschlos-
sen und alle Hauptverkehrsadern im Land
wurden von zehntausenden Demonstran-
ten an vielen Orten rund um die Uhr blo-
ckiert, sodass jede Fortbewegung im Land
erschwert wurde. Glücklicherweise blieben
die Proteste weitgehend friedlich und hat-

ten vielfach Volksfestcharakter: An einem
neuralgischen Punkt war etwa die durch
Beirut führende Stadtautobahn auf einer
Länge von mehreren hundert Metern auf
beiden Seiten durch quergestellte Autos
blockiert worden, dazwischen waren Zelte
aufgepflanzt worden, wo auch nachts
Demonstranten schliefen, um die Blockade
aufrechtzuerhalten. Menschen saßen auf
Liegestühlen und rauchten Wasserpfeife,
Lautsprecherboxen sorgten für musikali-
scheUmrahmung und dieDemonstranten –
darunter vielfach ganze Familien mit ihren
Kindern – schwenkten libanesische Fahnen
und riefen „Thawra“ – „Revolution“.
Bemerkenswert ist, dass seit Beginn der

Protestbewegung bis jetzt überall aus-
schließlich die rot-weiß-rote Nationalfahne
mit der grünen Zeder geschwenkt wird und
keine Parteifahnen, wie es in der Vergan-
genheit oft üblich war. Die Libanesen, die
sich vielfach zunächst ihrer jeweiligen reli-
giösen Konfession zugehörig fühlten, haben
durch die aktuellen Ereignisse ein stärkeres
gemeinsames Nationalgefühl entwickelt,
das früher nur schwach ausgeprägt war.
Erstmals sind es Angehörige aller Kon-

fessionen –Christen, Sunniten und Schiiten
–; die gemeinsam gegen die herrschende

Klasse protestieren. Es sind die größten re-
ligionsübergreifenden Demonstrationen in
der jüngeren Geschichte des Landes. Pater
Dany Younes, der Provinzial der Jesuiten,
verkündete sogar, dass auf dem zentralen
Märtyrerplatz im Stadtzentrum von Beirut,
einem der Hotspots der Protestbewegung,
ein Zelt errichtet worden sei, wo sich Jesui-
ten und Dozenten der USJ, der renommier-
ten Jesuiten-Universität St. Josef, als Zei-
chen der Solidarität mit den legitimen For-
derungen der Demonstranten diesen ange-
schlossen hätten.
Auch Kardinal Béchara Boutros Raı̈, der

maronitische Patriarch, kritisiert die Ver-
antwortlichen, „die die Zukunft des Staates
in Geiselhaft nehmen“ und unterstützt die
Anliegen der Menschen: „Die Revolte des
libanesischen Volkes ist historisch und mit
keiner Konfession verbunden:“ Und weiter:
„Das Volk und die Jugend haben sich auf zi-
vilisierte Weise geäußert, dass sie das Ver-
trauen in die Politik verloren haben und
Menschen in der nächsten Regierung wol-
len, die nur für ihre Kompetenzen bekannt
sind“.

Das Land ist politisch
führungslos
Alle libanesischen Fernsehsender hatten

ihr normales Programm unterbrochen und
berichteten praktisch rund um die Uhr aus-
schließlich über die Ereignisse. Gewöhnlich
war der Bildschirm geviertelt, um gleichzei-
tig die Demonstrationen an mehreren Or-
ten zu zeigen, wobei dann immer abwech-
selnd an einen der Orte gezoomt wurde, wo
dann Reporter Interviews mit den
Demonstranten führten.
Gefühlt hatte seit Beginn der Proteste so

ziemlich jeder Demonstrant zumindest ein-
mal die Gelegenheit; live im Fernsehen die
Regierenden zu beschimpfen und zum
Rücktritt aufzufordern. Dieser Rücktritt
der gesamten Regierung erfolgte dann am
29. Oktober. In einer äußerst kurzen An-
sprache erklärte Ministerpräsident Saad
Hariri, dass er in einer Sackgasse ohne Aus-
weg sei und deshalb demissioniere. Zuvor
hatte er noch vergeblich versucht, die Pro-
teste durch Zugeständnisse (Halbierung
der Minister-Gehälter, Versprechen eines
verstärkten Kampfes gegen Korruption) zu
entschärfen. Den Demonstranten reicht das
jedoch nicht. Sie wollen den Sturz der ge-
samten als korrupt angesehenen politischen
Klasse und fordern eine reine Technokra-
tenregierung, die völlig unabhängig von den
politischen Parteien sein soll.
Eine Fernsehansprache von Staatspräsi-

dent Michel Aoun am 12. November, von
dem man eigentlich Maßnahmen zur Lö-
sung der Krise erwartet hatte, goss neues Öl
ins Feuer: Er meinte, dass diejenigen, die
nicht zufrieden seien, doch ins Ausland
emigrieren könnten. Die Empörung darü-
ber führte zu einer neuerlichen Intensivie-
rung der Proteste, die das Land aber inzwi-
schen an den Rand des Kollapses führen.
Alle Banken im Land, die bereits von 18. bis
31. Oktober geschlossen waren, sind seit
dem 9. November neuerlich auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen.
Es herrscht eine Liquiditätskrise an US-

Dollar, weshalb in den ersten Novemberta-
gen, als die Banken wieder geöffnet hatten,
keine Zahlungen ins Ausland erlaubt waren.
An den Geldautomaten dürfen pro Woche
maximal tausend Dollar abgehoben wer-
den, manche geben überhaupt keine Dollar
mehr aus. Auch die maximal erlaubten Ta-
ges- undWochenlimits werden ständig nach
unten korrigiert. Krankenhäuser drohen
bereits, keine Patienten mehr aufzuneh-
men. Der Libanon geht einer ungewissen
Zukunft entgegen.
Der Autor ist Projektkoordinator der
Initiative Christlicher Orient (ICO).


